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Berichte des WSI

Zukunftsgefährdung statt Krisenlehren –  
WSI-Verteilungsbericht 2010

Claus Schäfer

Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise hat erneut gezeigt, dass die erheblich ungleichen Einkommensverteilungen sozial wie 
ökonomisch von Nachteil sind – nicht nur im nationalen Rahmen, sondern auch im internationalen Zusammenhang. Trotzdem 
betreibt die Politik ein „Weiter so“: Umverteilung von unten nach oben und Exportorientierung. Die deutsche Politik weist somit 
wichtige Lehren aus der Krise zurück. Schlimmer noch: Sie bereitet die nächsten Krisen mit vor. Die anhaltende Binnenmarktschwäche 
und soziale Polarisierung in Deutschland sind nationale Zukunftshypotheken; die steigende Belastung unserer „exportbedrohten“ 
Nachbarländer ist eine europäische Hypothek; die Verfestigung internationaler Handels- und Finanzierungsungleichgewichte ist ein 
weltweiter „eingebauter“ Destabilisator.

1
Die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung

2009 stieg die Lohnquote vor der öffentli-
chen Umverteilung – entgegen dem bis dato 
beobachtbaren Trend – kräftig an, weil bei 
krisenbedingt sinkendem Bruttoinlands-
produkt (BIP) und entsprechend rückläu-
figem Volkseinkommen die Gewinne in 
absoluten Größen einbrachen, während die 
absoluten Lohneinkommen wegen diverser 
alter und neuer Stabilisatoren (darunter 
die Intensivierung der Kurzarbeit, der Ab-
bau von Arbeitszeitguthaben usw.) immer-
hin nur stagnierten. Die tatsächliche und 
die strukturbereinigte Bruttolohnquote 
legten im Vorjahresvergleich zu 2008 je-
weils um drei Prozentpunkte zu (Tabel-
le 1). Doch schon wenig später im ersten 
Halbjahr 2010 mehrten sich die Zeichen, 
dass sich eine erneute Umkehr durchsetzt: 
jetzt wieder in die altbekannte Richtung. 
Beide Formen der Bruttolohnquote errei-
chen in den ersten Monaten 2010 bereits 
fast erneut das niedrige Vorkrisenniveau 
von 2008. Denn BIP und Volkseinkommen 
wachsen wieder – und darunter im ersten 
Halbjahr 2010 laut Statistischem Bundes-
amt (2010a) die Gewinneinkommen mit 
19,5 % „wie gewohnt“ deutlich schneller 
als die Lohneinkommen mit 1,9 % im Ver-
gleich zum ersten Halbjahr 2009 –, selbst 
wenn das zweite Halbjahr diese Schere 
wegen der darin gezahlten Urlaubs- und 

Weihnachtsgelder noch etwas korrigieren 
könnte. Zwar wächst auch die Zahl der 
Beschäftigten. Aber der davon ausgehen-
de „Mengeneffekt“ auf die Lohnsumme 
wird offenbar teilweise konterkariert durch 
den „Preiseffekt“ bescheidener effektiver 
Lohnzuwächse im Allgemeinen und noch 
niedrigerer Lohnzuwächse im Besonderen, 
weil der Beschäftigungszuwachs zu einem 
erheblichen Teil auf mehr prekäre Jobs mit 
schlechter Bezahlung zurückgeht.

Noch ernüchternder ist der Blick auf 
die Verteilung nach der öffentlichen Um-
verteilung (Tabelle 2): Die Nettolohnquote 
hat sich 2009 in der engeren Abgrenzung 
(Tabelle 2, Spalte A) kaum erhöht; in der 
weiteren Abgrenzung (ebd., Spalte B), in 
der sich der Wachstumseinbruch deutli-
cher niederschlägt, nur um knapp einein-
halb Prozentpunkte. Und im ersten Halb-
jahr 2010 ist die Nettolohnquote nicht nur 
wieder gesunken; sie unterschreitet sogar 
in beiden Abgrenzungen das ohnehin 
schon niedrige Vorkrisenniveau mehr oder 
weniger deutlich, auch wenn hier im zwei-
ten Halbjahr noch die bereits erwähnten 
Korrekturen nach oben kommen sollten. 
Fakt bleibt demnach: Die verfügbare pri-
vate Nachfrage aus Lohneinkommen ist 
in den letzten Jahren auf nur noch gut ein 
Drittel der gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage gesunken und kann somit die Bin-
nennachfrage nicht beleben. 

Wichtige Hinweise zur unterschiedli-
chen Entwicklung von Brutto- und Netto-
lohnquote liefert Tabelle 3. Zwar sind 2009 
und im ersten Halbjahr 2010 die relativen 
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Lohnsteuerlasten auf Arbeitseinkommen 
gesunken. So wurde seit 2009 der Ein-
gangssteuersatz leicht (um einen Prozent-
punkt) gesenkt und der Grundfreibetrag in 
Verbindung mit der Kindergelderhöhung 
deutlich angehoben. Auch haben im be-
trachteten Zeitraum zum einen die zahl-
reichen Kurzarbeiter mit vermindertem 
laufenden Einkommen den steuerlichen 
Progressionseffekt umgekehrt; zum ande-
ren haben neue prekäre Jobs mit niedrigem 
Einkommen nur niedrige Steuern erzeugt. 
Nicht auszuschließen ist ferner, dass die 
Rücknahme der Restriktionen bei der steu-
erlichen Absetzbarkeit von Fahrtkosten 
zur Arbeit gleichfalls mit dazu beigetra-
gen hat, die Lohnsteuerkosten zu senken. 
Jedoch: Gleichzeitig sind die Belastungen 
durch Sozialversicherungsbeiträge weiter 
gestiegen und haben die Steuerentlastun-
gen kompensiert. 

Hier überlagern sich allerdings sta-
tistisch-definitorische und politisch-
handlungsbedingte Veränderungseffekte. 
Zunächst geht die Erhöhung der Beitrags-
lasten im Wesentlichen auf die 2009 ein-
geführte Krankenversicherungspflicht für 
alle Erwerbstätigen, auch für Selbststän-
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Tabelle 1: Bruttolohn- und -gewinnquote – Deutschland.  
Das volkswirtschaftliche Einkommen aller Sektoren vor der  
öffentlichen Umverteilung

Volksein- 
kommen 

Tatsächliche  
Brutto- 

lohnquote3)

Tatsächliche  
Bruttogewinn- 

quote

Arbeitnehmerquote4) Struktur-bereinigte 
Bruttolohnquote5)

Mrd. € % % % Index6) %

– alte Bundesländer1) –
1960 122,8 60,1 39,9 77,2 92,5 65,0
1970 274,7 67,3 32,7 83,4 100,0 67,3
1980 591,0 75,2 24,8 88,3 105,9 71,0
1990 987,2 69,8 30,2 89,6 107,4 65,0
1991 1065,4 70,0 30,0 89,6 107,4 65,2

– alte und neue Bundesländer2) –
1991 1192,6 71,0 29,0 90,9 100,0 71,0
1995 1397,2 71,4 28,6 90,0 99,0 72,1
1996 1417,7 71,0 29,0 90,0 99,9 71,7
1997 1438,6 70,3 29,7 89,8 98,8 71,2
1998 1466,1 70,4 29,6 89,8 97,8 72,0
1999 1487,3 71,2 28,8 90,0 99,0 71,9
2000 1524,4 72,2 27,8 90,0 99,0 72,9
2001 1560,9 71,8 28,2 89,9 98,9 72,6
2002 1576,1 71,6 28,4 89,8 98,8 72,5
2003 1600,0 70,8 29,2 89,5 98,5 71,9
2004 1672,3 68,0 32,0 89,1 98,0 69,4
2005 1694,7 66,7 33,3 88,8 97,7 68,3
2006 1779,1 64,6 35,4 88,7 98,5 65,6
20077) 1837,8 64,3 35,7 88,8 100,2 64,2
20087) 1871,0 65,4 34,6 89,0 101,8 64,2
20097) 1791,8 68,4 31,6 89,0 101,8 67,2
2010 1.Hj.7) 912,6 65,5 34,5 88,9 101,2 64,7
1) Angaben für 1960 nach dem aufgegebenen deutschen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, ab 1970 nach 
dem – für Westdeutschland zurückgerechneten – Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen(ESVG). – 2) 
Angaben auf Basis des ESVG. – 3) Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbstständiger Arbeit (im ESVG: des Arbeitnehme-
rentgelts) einschließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung am Volkseinkommen. – 4) Anteil der beschäftigten 
Arbeitnehmer an den Erwerbstätigen (Inland). – 5) Bereinigt vom Einfluss, der sich aus der Änderung der Erwerbstätigenstruk-
tur ergibt. Die Arbeitnehmerquote des Jahres 1970 bzw. 1991 wird über alle Jahre hinweg konstant gehalten. – 6) Für die alten 
Bundesländer 1970 = 100, für Deutschland 1991 = 100. – 7) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen,  
Stand: Aug. 2010); Berechnungen des Autors.

dige, zurück. Denn diese Pflicht hat das 
Statistische Bundesamt (2010a) veranlasst, 
in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung (VGR) auch die Beiträge an private 
Versicherungen als Sozialbeiträge zu bu-
chen und damit rechnerisch einen Lasten-
anstieg auszuweisen. Der überdeckt z.B. 
die 2009 erfolgte Absenkung des Beitrags-
satzes zur Arbeitslosenversicherung von 
3,3 % auf 2,8 %, die bis Ende 2010 befristet 
ist. Andererseits aber sind in den Beiträgen 
gemäß VGR nach wie vor nicht enthalten 

– die neuen Zusatzbeiträge, die die gesetz-
lichen Krankenkassen (GKV) seit 2009 
erheben können und teilweise von ihren 
Versicherten schon einfordern;
– „alte“ Zusatzlasten der Arbeitnehmer 
durch die Praxisgebühr;
– steigende Zuzahlungen und Aufzahlun-
gen für Medikamente und andere Heil-
mittel sowie
– Eigenleistungen für nicht mehr von den 
Kassen erstattete Gesundheitsausgaben. 

Schon 2001 wurde der entsprechende pri-
vate Aufwand seitens der damaligen Bun-
desregierung auf rund 10 Mrd. € geschätzt. 
Er dürfte heute wegen der zwischenzeitli-
chen Änderungen bei der GKV deutlich 
höher liegen (Gerlinger 2010). Insofern 
könnte der zunächst statistisch-definito-
risch bedingte Anstieg der Beitragslasten 
den tatsächlichen Lasten durchaus ent-
sprechen. 

2 
Erwerbseinkommen im 
Einzelnen

2.1 Löhne

GENERELLE TRENDS

Diese gesamtwirtschaftliche Einkom-
mensentwicklung auf der aggregierten 
Ebene der VGR wird von differenzierenden 

anderen empirischen Quellen unterlegt. So 
bildet insbesondere die Verdienststatistik 
des Statistischen Bundesamtes (2010b) für 
Haupttypen von Beschäftigungsverhält-
nissen und deren Bezahlung die unter-
schiedliche Krisenbetroffenheit im Jahr 
2009 relativ gut ab (Tabellen 4 und 5): In 
Westdeutschland sind Vollzeit-, Teilzeit- 
und Minijobs meist abgebaut worden, 
Letztere vor allem in der Industrie bzw. im 
Produzierenden Gewerbe. In Ostdeutsch-
land mit deutlich weniger Industriearbeits-
plätzen und noch weniger exportabhän-
gigen Betrieben ist der Rückgang nicht 
ganz so stark wie im Westen (bei Teilzeit 
hat sogar ein leichter Zuwachs stattgefun-
den). Mit dem Rückgang der Vollzeitarbeit 
aber, der in absoluten Zahlen den größten 
Jobverlust unter allen Beschäftigungsver-
hältnissen ausmacht, dürfte das schon vor 
der Krise im internationalen Vergleich sehr 
niedrige und zugleich besonders schnell 
gesunkene Gewicht von Vollzeitstellen am 
Arbeitsmarkt (Eichhorst et al. 2009) noch 
einmal geringer geworden sein.

Bei den verbliebenen Beschäftigungs-
verhältnissen ist die bezahlte durch-
schnittliche Arbeitszeit in Vollzeit und 
Teilzeit nahezu überall (mit Ausnahme der 
Teilzeit in den Dienstleistungen) gesun-
ken.1 Ansonsten gehen meist verminderte 
Arbeitszeiten – gerade in der von der Krise 
besonders betroffenen Industrie – mit ver-
minderten laufenden Verdienstzahlungen 
und/oder verminderten Einkünften aus 
Sonderzahlungen wie Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld einher. Folge ist also in vielen 
Fällen eine verminderte Monatszahlung. 
Insofern darf man sich bei der Bewertung 
der Entwicklung in der Krise nicht auf die 
überall positiven Zuwächse bei den Stun-
denverdiensten beschränken. 

OST-WEST-DIFFERENZEN

Diese Zuwächse sind in Ostdeutschland 
leicht höher als in Westdeutschland und 
bewirken 2009 – zusammen mit der ge-
ringeren Krisenbetroffenheit Ostdeutsch-
lands – erneut ein geringfügiges Heranrü-
cken des ostdeutschen Verdienstniveaus 
pro Arbeitstunde an die westdeutschen 

1	 Die Arbeitszeit der Minijobs wird vom Statistischen 
Bundesamt nicht erfasst; wahrscheinlich aber geht 
sie teilweise über die früher gesetzlich begrenzten 
15 Wochenstunden hinaus und führt so bei den 
ausgewiesenen Monatseinkommen zu sehr nied-
rigen Stundenverdiensten. 
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Tabelle 2: Nettolohn- und -gewinnquote – Deutschland 1)2) 
Einkommen der privaten Haushalte nach öffentlicher Umverteilung  
– in % –3)4)

Jahr Netto-Lohnquote5) Nettoquote monetäre  
Sozialleistungen6)

Netto-Gewinnquote7)

A3) B4) A3) B4) A3) B4)

– alte Bundesländer –1)

1960 55,8 43,7 20,9 16,4 24,4 19,1
1970 55,7 44,4 21,2 16,9 25,9 20,6
1980 52,7 43,8 26,2 21,8 24,3 20,2
1990 48,5 38,5 24,8 19,7 29,7 23,6

– alte und neue Bundesländer –2)

1991 48,1 40,3 21,8 18,3 29,8 25,0
1995 44,5 37,9 23,8 20,2 31,2 26,6
1996 43,4 37,1 25,3 21,6 30,9 26,4
1997 42,0 36,0 25,4 21,8 32,1 27,5
1998 42,3 36,1 25,5 21,8 31,8 27,2
1999 42,6 36,8 25,7 22,2 31,2 27,0
2000 43,1 37,4 25,7 22,3 30,8 26,7
2001 42,9 37,8 25,8 22,7 31,0 27,3
2002 42,7 37,6 26,5 23,3 30,4 26,7
2003 41,6 36,8 26,8 23,6 31,2 27,5
2004 42,0 36,1 26,3 22,6 31,3 26,8
2005 41,2 35,5 25,9 22,3 32,6 28,1
2006 40,5 34,0 25,3 21,3 33,8 28,5
20078) 41,0 33,9 24,5 20,3 34,1 28,2
20088) 40,9 34,3 23,8 20,0 34,9 29,3
20098) 41,1 35,7 25,9 22,5 32,6 28,3
2010 1.Hj.8) 39,4 34,0 26,2 22,6 34,0 29,3
1) Bis 1990: Angaben nach dem aufgegebenen System der deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (dVGR). – 
2) Ab 1991: Angaben auf Basis des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). – 3)  In % des 
verfügbaren Einkommens aller privaten Haushalte nach der öffentlichen Umverteilung (Spalte A). Die drei Quoten der pri-
vaten Haushalte addieren sich nicht genau zu 100% wegen statistischer Abgrenzungsprobleme. – 4) In % des Volkseinkom-
mens aller Sektoren vor der öffentlichen Umverteilung gemäß Tabelle 1 (Spalte B). Die drei Einkommensquoten der privaten 
Haushalte stellen zusammen zwar den Großteil des gesamtwirtschaftlichen Volkseinkommens; daneben sind aber auch noch 
die Einkommen von Unternehmen und Staat zu berücksichtigen. – 5) Nach Abzug von Lohnsteuer und Sozialabgaben. – 
6) Im ESVG: Empfangene monetäre Sozialleistungen und übrige laufende Transfers von Staat und anderen Sektoren (ohne 
Schadensversicherungsleistungen) abzüglich: Lohnsteuer auf Pensionen, Sozialbeiträge des Staates für Empfänger sozialer 
Leistungen, Eigenbeiträge der Empfänger sozialer Leistungen, verbrauchsnahe Steuern und Verwaltungsgebühren. – 7) Diese 
Kategorie wird vom Statistischen Bundesamt nicht explizit ausgewiesen: Betriebsüberschuss/Selbstständigeneinkommen plus 
saldierte Vermögenseinkommen, abzüglich: direkte Steuern sowie Sozialbeiträge auf private Einkommen aus Unternehmertä-
tigkeit und Vermögen (direkte Steuern: veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuer vom Ertrag, Vermögensteuer). 
– 8) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: Aug. 2010);  
Berechnungen des Autors.

Verdienstverhältnisse (vgl. Tabelle 5, die 
letzten beiden Spalten und jeweils die dritte 
Unterspalte). Im gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt (Tabelle 5, vorletzte Zeile) 
beträgt das Niveau im Osten 2009 ohne 
Sonderzahlungen 75,0 % des westdeut-
schen (2008: 75,3 %), mit Sonderzahlun-
gen 73,5 % (2008: 72,5 %). Damit ist die 
Ost-West-Kluft für ein seit 20 Jahren ver-
eintes Land immer noch außerordentlich 
groß (vgl. dazu generell kritisch die Ar-
beitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
2010a).

DIFFERENZEN ZWISCHEN INDUSTRIEN  
UND DIENSTLEISTUNGEN

Neben den anhaltenden Ost-West- wie 
auch Geschlechter-Unterschieden bei der  
Bezahlung verdienen mehr als bisher 
ebenfalls die Verdienstdifferenzen zwi-
schen Industrien und Dienstleistungen 
Aufmerksamkeit. Hierzu zeigt eine tiefer 
gehende aktuelle Untersuchung im Auf-
trag des Instituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) zu den Lohn- 
und sonstigen Arbeitskosten durch Ludwig 
(2010), dass insbesondere die im europäi-
schen Vergleich sehr „billigen“ unterneh-
mensnahen bzw. zuliefernden Dienstleis-
tungen in Deutschland wesentlich zur 
starken und gestiegenen preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit der Exportwirtschaft 
beigetragen haben. In dieses Bild fügt sich 
der Befund von Eichhorst et al. (2010) ein, 
wonach die in Deutschland im interna-
tionalen Vergleich überdurchschnittlich 
stark vermehrte prekäre Beschäftigung mit 
niedriger Bezahlung vor allem im Dienst-
leistungsbereich verbreitet ist. 

DIFFERENZEN NACH ALTER, QUALI-
FIKATION UND BESCHÄFTIGUNGS-
SEGMENT

Offenbar zeichnet sich Deutschland im in-
ternationalen Vergleich noch durch eine 
vierte Disparität bei den Arbeitseinkom-
men aus. Laut Forschungsnetzwerk „Wage 
Indicator“ (2010) – an dem das WSI mit der 
„Lohnspiegel“-Befragung von deutschen 
Beschäftigten teilnimmt – hat sich sowohl 
der Lohnabstand von qualifizierten und 
ungelernten Beschäftigen als auch der zwi-
schen Berufseinsteigern bis 31 Jahre und 
der nächsten älteren Beschäftigtengruppe 
von 32 bis 40 Jahren deutlich erhöht; da-
gegen ist dieser Lohnabstand in anderen 
westeuropäischen Ländern gesunken. Alle 

diese Disparitäten kumulieren in mehr 
prekären Jobs; schlimmer noch: in einem 
wachsenden Niedriglohnsektor, der ja 
schon lange auch niedrig bezahlte Vollzeit 
umfasst (dazu generell Castel/Dörre 2009).

Gemessen an der international ge-
bräuchlichen Niedriglohnschwelle von 
zwei Dritteln des Median-Stundenlohns 
waren laut Institut für Arbeit und Qua-
lifikation (IAQ) in Deutschland zuletzt 
(2008) 18,4 % aller Beschäftigten oder 
6,55 Mio. Personen im Niedriglohnsektor 
angesiedelt: knapp 13 % aller Vollzeitbe-
schäftigen, 25 % der sozialversicherungs-
pflichtigen Teilzeitbeschäftigten, fast 40 % 
der befristet Beschäftigten und sogar 86 % 
der Minijobber (Kalina/Weinkopf 2010). 
Bemerkenswert ist dabei nicht nur die ge-
stiegene Zahl der Niedriglohnempfänger; 
mindestens ebenso problematisch ist nach 
IAQ ihr gleichzeitig gesunkenes Durch-

schnittseinkommen. Es findet eine Ar-
mutsintensivierung in der sich ausbreiten-
den Armut trotz Arbeit statt. Nun wurde 
und wird diese Entwicklung immer wieder 
damit gerechtfertigt, dass durch niedrige 
Löhne (und Lohnkosten) zusätzliche Be-
schäftigung erzeugt und nicht etwa „teure“ 
Vollzeitarbeit verdrängt werde. Doch dafür 
liefert gerade der deutsche Arbeitsmarkt 
mit Blick auf den letzten Aufschwung laut 
Garz (2010) keinen Beleg. 

Die Beschäftigungsentwicklung 2010 
knüpft bruchlos an die Muster der Ver-
gangenheit an, weil selbst der sozialversi-
cherungspflichtige Zuwachs überwiegend 
schlecht bezahlte Leiharbeit, Teilzeitbe-
schäftigung und befristete Beschäftigung 
betrifft. Der Zuwachs der Arbeitskosten 
von z.B. 0,4 % im 2. Quartal (Statistisches 
Bundesamt 2010c) spiegelt diese Entwick-
lung wider. Und auch der Anstieg  der 
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nominalen Stundenlöhne von Vollzeitbe-
schäftigten im 2. Quartal 2010 um 3,4 % 
widerspricht der Beschäftigungsentwick-
lung nur scheinbar. Denn dieser Anstieg ist 
verzerrt bzw. überhöht durch drei Faktoren: 

– einen statistischen Basiseffekt, weil im 
Bezugsquartal 2009 die Verdienste noch 
um 12 % gesunken sind; 
– einen Arbeitszeiteffekt, weil im Vergleich 
zu 2009 jetzt Kurzarbeit spürbar abnimmt 
und sogar Mehrarbeit teilweise wieder zu-
nimmt;
– weil im Bereich „Versicherungs- und 
Finanzdienstleister“ die dortigen 850.000 
Beschäftigten im Durchschnitt 7,4 % mehr 
erhalten (Statistisches Bundesamt 2010d).2 

Innerhalb der insgesamt schlecht bezahl-
ten Dienstleistungsbereiche gibt es also 
zumindest diese „gute“ Ausnahme der Fi-
nanzdienstbranche und ihrer Angestellten. 
Diese Branche und ihre Besonderheit lenkt 
den Blick – auch wegen der von ihr mit zu 
verantwortenden Krise – zu den Gewinnen 
im eigentlichen Sinn.

2.2 Gewinne

QUASI-GEWINNE VON MANAGERN

Ob die Einkommen der eben erwähnten 
leitenden Bankangestellten schon zu den 
Quasi-Gewinnen gezählt werden können, 
obwohl sie formal aus abhängiger Arbeit 
stammen, soll hier offen bleiben. Aber ab 
einem gewissen Grad von Arbeitsplatzau-
tonomie, der auch das eigene Gehalt z.B. 
über Boni mehr oder weniger beeinflussen 
kann, wäre eine solche Zuschreibung alle-
mal gerechtfertigt. Leider liegen zu diesen 
Arbeitsplätzen wenig systematische und 
schon gar keine amtlichen Verdienstdaten 
vor, sodass man hier auf andere Quellen 
zurückgreifen muss, deren methodischer 
Hintergrund bzw. deren Zuverlässigkeit 
nur selten transparent ist. So geht aus ei-
ner Befragung der Managementberatung 
Kienbaum (2010) bei 7.300 Unternehmen 
und darin mehr als 6.000 erfassten Perso-
nen hervor, dass die Gehälter der „leiten-
den Angestellten“ unterhalb der Geschäfts-
führung 2010 gegenüber dem Vorjahr um 

durchschnittlich 2,3 % gestiegen sind. 
Damit wird für die erste Führungsebene 
unter der jeweiligen Unternehmensspitze 
ein durchschnittliches Jahresniveau von 
132.000 € erreicht, für die zweite Ebene 
immerhin noch 97.000 € inklusive jeweils 
„leistungsabhängiger“ Bestandteile.

Zu den Jahresgehältern der Unter-
nehmensvorstände im engeren Sinn (aber 
ohne Vorstandsvorsitzende) ist z.B. aus 
einer Studie über die Verhältnisse in bör-
sennotierten Unternehmen zu erfahren, 
dass sie 2009 als Folge der Finanzkrise 
mit durchschnittlich 751.000 € immer-
hin um 15 % niedriger lagen als auf dem 
aufschwungbedingten Verdienstgipfel 
2007 (Kuhner et al. 2010). Der Anteil der-
jenigen, die aktienkursabhängig bezahlt 
werden, hat 2009 mit 7 % (vgl. ebd.) zwar 
unter dem mehrjährigen Mittel gelegen, 
werde aber generell in der Öffentlichkeit 
überschätzt. Auch daraus ziehen Kuhner 
et al. den Schluss, dass die Gehälter von 
Führungskräften noch immer zu wenig 
auf negative Unternehmensentwicklun-
gen reagierten. Das gilt offenbar beson-
ders für Bankmanager unter ihren großen 
öffentlichen Schutzschirmen. So sind zwar 
die Vorstandsgehälter bisher in den vom 
Staat direkt gestützten Kreditinstituten 
auf max. 500.000 € pro Jahr begrenzt 
worden, die Gehälter der Führungsebene 
darunter wurden allerdings nicht limitiert. 
Berechtigtes Unverständnis erregen auch 
die 1.400 Mitarbeiter der HRE-Bank, die 
gerade zusammen 25 Mio. € Sonderzah-
lungen für 2009 erhalten haben, obwohl 
ihre Bank in jenem Jahr 2,2 Mrd. – vom 
Staat ausgeglichenen – Verlust machte 
(Süddeutsche Zeitung 2010a).

GEWINNE VON BANKEN

Gesamtwirtschaftlich und gesellschaftspo-
litisch viel relevanter sind natürlich die Ge-
winne der Unternehmen selbst. Hervorzu-
heben ist zunächst die Gewinnentwicklung 
der Banken seit Krisenbeginn. So schreibt 
die Deutsche Bundesbank: „Der aggre-
gierte Bilanzverlust der deutschen Kredit-
wirtschaft hat sich 2009 gegenüber 2008 

2	 Allerdings ist auch dieser Durchschnitt irreführend, 
weil – wie die Frankfurter Rundschau (2010a) 
berichtet – der kräftige Verdienstzuwachs auf 
die rund 100.000 leitenden Bankangestellten in 
der sogenannten Leistungsgruppe 1 zurückgeht, 
deren Bruttomonatseinkommen dank Boni und 
Gewinnbeteiligungen um 36 % auf gut 9.300 € 
im Mittel gestiegen ist.

Tabelle 3: Abgabenbelastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen der 
privaten Haushalte – Deutschland  
– in % –1)

Jahr Lohnsteuer- 
belastung der  
Bruttolöhne  

und -gehälter

Belastungen durch  
Sozialbeiträge auf  
Bruttolöhne und  

-gehälter

Belastung durch  
direkte Steuern2) auf  

Gewinn- und  
Vermögenseinkommen

Belastung durch  
Sozialbeiträge3) auf  

Gewinn- und  
Vermögenseinkommen3)

% % % %

– alte Bundesländer –
1960 6,3 9,4 20,0 3,0
1970 11,8 10,7 16,1 2,9
1980 15,8 12,8 15,3 3,9
1990 16,2 14,2 9,8 3,0

– alte und neue Bundesländer –
1991 16,3 14,3 8,1 3,1
1995 18,7 15,6 4,9 3,5
1996 19,3 16,0 4,2 4,0
1997 19,5 16,8 3,4 3,7
1998 19,5 16,6 4,7 3,6
1999 19,6 16,4 6,2 3,5
2000 19,4 16,1 7,7 3,5
2001 18,6 16,0 7,7 3,4
2002 18,7 16,1 6,7 3,4
2003 18,7 16,4 5,6 3,2
2004 17,5 16,5 5,4 3,2
2005 17,2 16,7 5,9 2,9
2006 17,5 17,2 7,1 2,8
20074) 17,9 17,1 8,3 2,7
20084) 18,2 17,3 8,5 2,5
20094) 17,8 17,8 8,8 3,5
2010 1Hj.4) 17,3 18,2 8,8 3,4
1) In % der jeweiligen Bruttoeinkommen. – 2) Veranlagte Einkommensteuer; nicht veranlagte Steuer vom Ertrag; Vermögen-
steuer. – 3) Pflicht- und freiwillige Beiträge. – 4)Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: Aug. 2010);  
Berechnungen des Autors. 
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Tabelle 4: Effektive Arbeitseinkommen in Westdeutschland 2009 (brutto) –  
Ergebnisse der Verdienststatistik1) für verschiedene Beschäftigungsverhältnisse (Monatsdurchschnitte)
Wirtschaftsbereich/  
Beschäftigungsverhältnis

Beschäftigte Bezahlte Wochen- 
arbeits-Stunden

Monatsverdienst 
ohne Sonder

zahlungen

Monatliche  
Sonderzahlung5)

Stundenverdienst

ohne Sonder
zahlungen

mit Sonder
zahlungen

%2) %3) Std. %3) € %3) € %3) € %3) € %3)

Produzierendes Gewerbe
Vollzeit alle 26,8 –4,0 36,9 –3,9 3248 –1,9 385 –8,2 20,27 2,1 22,67 1,3

Männer 22,4 –3,9 36,9 –4,1 3363 –2,1 402 –8,5 20,95 2,0 23,46 1,3
Frauen 4,4 –4,3 36,6 –3,0 2666 –0,5 294 –6,0 16,78 2,6 18,63 2,0

Teilzeit alle 2,1 –1,7 23,3 –1,4 1637 1,1 167 –7,0 16,13 2,5 17,78 1,7
Männer 0,3 –6,0 24,7 –1,0 2055 4,4 239 –7,0 19,18 5,4 21,42 4,1
Frauen 1,8 –0,9 23,1 –1,4 1569 0,7 156 –6,7 15,60 2,1 17,15 1,3

Minijob 3)4) alle 1,9 –11,1 – – 302 –1,0 – – – – – –
Männer 0,7 –13,8 – – 297 –1,8 – – – – – –
Frauen 1,2 –9,4 – – 305 –0,6 – – – – – –

Dienstleistungen
Vollzeit alle 41,6 –2,5 39,2 –0,2 3248 3,1 309 –5,2 19,04 3,3 20,86 2,5

Männer 26,0 –2,8 39,5 –0,3 3500 3,1 353 –6,6 20,39 3,4 22,45 2,4
Frauen 15,6 –2,1 38,8 0,0 2826 3,2 235 –1,2 16,75 3,2 18,14 2,8

Teilzeit alle 17,2 1,0 23,8 0,4 1607 3,1 115 –1,6 15,56 2,7 16,67 2,4
Männer 2,4 0,3 24,7 0,3 1692 2,8 111 –3,6 15,75 2,6 16,78 2,1
Frauen 14,8 1,1 23,6 0,4 1593 3,1 115 –1,3 15,53 2,7 16,65 2,4

Minijob alle 10,3 –4,2 – – 269 0,1 – – – – – –
Männer 3,6 –4,3 – – 255 –0,3 – – – – – –
Frauen 6,7 –4,2 – – 277 0,2 – – – – – –

Insgesamt
Westdeutschland4) 100,0 – 35,1 –1,6 2887 0,9 291 –6,7 18,93 2,6 20,83 1,8
Deutschland4) – – 35,3 –1,6 2803 1,0 271 –6,3 18,26 2,6 20,02 1,9
1) „Arbeitnehmerverdienste“ in der Fachserie 16, Reihe 2.1 des Statistischen Bundesamts: Verdienste und Arbeitskosten; Westdeutschland incl. Berlin. – 2) Anteil an allen in der Verdienstsstatistik 
erfassten Beschäftigten in Westdeutschland. – 3) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. – 4) Ohne Minijobber. – 5) Minijobber erhalten per se keine Sonderzahlungen (oder sie werden auf den 
Verdienst angerechnet).

Quelle: Statistisches Bundesamt 2009 (Verdienststatistik); Berechnungen des Autors. 

nicht nur von 22,1 Mrd. auf 2,9 Mrd. Euro 
radikal vermindert; die zuletzt genannte 
Verlustsumme stammt auch nur aus einer 
„vergleichsweise geringen Zahl größerer In-
stitute“ (Deutsche Bundesbank 2010, S. 17). 
Die anderen Banken konnten dagegen „zum 
Teil deutlich gestiegene Jahresüberschüsse 
vor Steuern aufweisen“ (ebd.). Staatliche di-
rekte und indirekte Hilfen werden daran 
einen wesentlichen Anteil haben. 

Zu den in der Öffentlichkeit unter-
schätzten indirekten Hilfen gehört: Die 
Europäische Zentralbank (EZB) leiht den 
Banken – und nur diesen und nicht etwa 
den unter Finanzschwierigkeiten „stöh-
nenden“ EU-Staaten – nach wie vor fast 
zum Null-Tarif Geld, genauer: zu einem 
aktuellen Leitzins von 1 %. Die als Si-
cherheiten hinterlegten Staatsanleihen 
der krisengeschüttelten Mittelmeerlän-
der in der europäischen Union mit ihren 
hohen „Rating-bedingten“ Marktzinsen 
haben einen sehr großen Anteil am An-
lagenbestand der deutschen und europä-
ischen Banken und bringen deshalb viel 
Rendite – während die Kosten über den 
Staat bzw. dessen Steuerlasten und Spar-
maßnahmen beim Bürger ankommen (so 

auch DGB-Bundesvorstand 2010). Private 
und öffentliche Kreditnehmer werden von 
den Banken nicht angemessen am nied-
rigen EZB-Leitzins beteiligt bzw. müssen 
weiter relativ hohe Zinsen zahlen, bei 
sogenannten Dispositions-Krediten der 
Privaten sogar nach wie vor zweistellige. 
Auch solche Umstände verlangen eigent-
lich nach einer „ordentlichen“ Bankenab-
gabe, die eben nicht nur die direkt vom 
Staat unterstützten Banken betrifft und 
einen „gesellschaftlichen“ Ausgleich für 
die vielen kleinen und großen Schutzschir-
me erbringt.

GEWINNE VON PRODUKTIONS
UNTERNEHMEN

Eine eigenständige Untersuchung zur 
Gewinn- und Vermögenssituation der 
Produktionsunternehmen in Deutsch-
land für 2009 hat die Deutsche Bundes-
bank bisher nicht vorgelegt. Sie schreibt 
aber in der entsprechenden Analyse für 
2008, die dort Anfang 2010 in Kenntnis 
der Krise veröffentlicht wurde, die fol-
genden „beruhigenden“ Sätze. „Trotz des 
geringeren Jahresergebnisses nahmen die 

einbehaltenen Gewinne [2008, C.S.] weiter 
beträchtlich zu. In der Folge verbesserten 
sich die Innenfinanzierungsmöglichkeiten 
der Unternehmen erneut; das Eigenkapital 
erhöhte sich kräftig auf 251/2% der Bilanz-
summe. Die sich im Herbst 2008 zuspit-
zende Finanz- und Wirtschaftskrise hat 
sich alles in allem in den untersuchten 
Jahresabschlüssen deutscher Unterneh-
men erst wenig bemerkbar gemacht. Im 
Jahr 2009 dürften die Belastungen aber 
erheblich zugenommen haben. Die Ana-
lyse der Erfolgs- und Bilanzdaten 2008 
verdeutlicht jedoch, dass der nichtfinan-
zielle Unternehmenssektor mit einem im 
Vergleich zu früheren Schwächephasen 
höheren Cashflow, einer günstigeren Er-
tragslage sowie einer merklich robusteren 
finanziellen Bestandsfestigkeit in den kon-
junkturellen Abschwung eingetreten ist“ 
(Deutsche Bundesbank 2010b, S. 15).

Indirekt bestätigt die Deutsche Bun-
desbank (2010c, 2010d) diese Einschätzung 
durch kurze Veröffentlichungen zur ge-
samtwirtschaftlichen Finanzierungsrech-
nung für 2009 und das 1. Quartal 2010 und 
darin enthaltene Informationen zu den 
Produktionsunternehmen. Deren Geldver-
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Tabelle 5: Effektive Arbeitseinkommen in Ostdeutschland 2009 (brutto) –  
Ergebnisse der Verdienststatistik1)  für verschiedene Beschäftigungsverhältnisse (Monatsdurchschnitte)
Wirtschaftsbereich/  
Beschäftigungsverhältnis

Beschäftigte Bezahlte 
Wochenarbeits-

Stunden

Monatsver- 
dienst ohne  

Sonderzahlungen

Monatliche  
Sonderzahlung5)

Stundenverdienst

ohne Sonderzahlung mit Sonderzahlung

%2) %3) Std. %3) € %3) € %3) € %3) %6) € %3) %6)

Produzierendes Gewerbe
Vollzeit alle 27,5 –3,2 38,3 –3,2 2262 –0,8 166 –4,7 13,59 2,5 67,0 14,59 2,2 64,4

Männer 21,7 –3,1 38,3 –3,4 2347 –0,8 173 –4,6 14,10 2,6 67,3 15,14 2,4 64,5
Frauen 5,8 –3,6 38,3 –2,6 1944 –0,8 139 –5,6 11,67 1,9 69,5 12,51 1,6 67,1

Teilzeit alle 1,5 0,6 28,5 –1,8 1256 1,7 65 3,8 10,13 3,5 62,8 10,65 3,6 59,9
Männer 0,3 7,1 27,8 –0,8 1634 6,2 107 11,8 13,54 7,0 70,6 14,42 7,4 67,3
Frauen 1,3 –0,7 28,7 –1,9 1172 0,0 55 –0,2 9,40 1,9 60,3 9,85 1,9 57,4

Minijob 3)4) alle 1,2 1,1 – – 239 –8,0 – – – – – – – –
Männer 0,5 –3,2 – – 254 –2,5 – – – – – – – –
Frauen 0,7 4,9 – – 227 –12,3 – – – – – – – –

Dienstleistungen
Vollzeit alle 43,4 –2,8 39,5 –0,1 2629 4,0 169 2,1 15,32 4,2 80,5 16,30 4,1 78,1

Männer 22,8 –3,9 39,8 –0,3 2681 4,1 174 3,1 15,50 4,4 76,0 16,50 4,3 73,5
Frauen 20,6 –1,6 39,1 0,0 2570 3,9 164 1,0 15,11 3,9 90,2 16,08 3,8 88,6

Teilzeit alle 18,9 2,3 28,8 0,2 1650 2,8 97 1,8 13,18 2,6 84,7 13,95 2,6 83,7
Männer 2,4 5,3 28,9 0,3 1649 2,1 89 1,8 13,15 1,8 83,5 13,86 1,8 82,6
Frauen 16,5 1,9 28,8 0,2 1650 2,9 98 1,9 13,18 2,8 84,9 13,97 2,7 83,9

Minijob alle 7,5 –1,5 – – 195 –0,5 – – – – – – – –
Männer 3,0 0,8 – – 188 –1,5 – – – – – – – –
Frauen 4,5 –3,0 – – 199 0,2 – – – – – – – –

Insgesamt
Ostdeutschland4) 100 – 36,7 –1,3 2293 2,0 152 –0,7 14,36 3,4 75,9 15,31 3,2 73,5
Deutschland4) – – 35,3 –1,6 2803 1,0 271 –6,3 18,26 2,6 – 20,02 1,9 –
1) „Arbeitnehmerverdienste“ in der Fachserie 16, Reihe 2.1 des Statistischen Bundesamts: Verdienste und Arbeitskosten; Ostdeutschland ohne Berlin. – 2) Anteil an allen in der Verdienstsstatis-
tik erfassten Beschäftigten in Ostdeutschland. – 3) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. – 4) Ohne Minijobber. – 5) Minijobber erhalten per se keine Sonderzahlungen (oder sie werden auf den 
Verdienst angerechnet). – 6) Relation des ostdeutschen Verdienstniveaus zum jeweiligen westdeutschen Niveau in %.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2009 (Verdienststatistik); Berechnungen des Autors.

„mittel“ und „hoch“ hat sich sowohl die 
sogenannte absolute als auch die soge-
nannte relative Polarisierung bereits seit 
1993 vollzogen (Abbildung 1). „Die Dyna-
mik der Entwicklung hat sich dabei seit 
2000 spürbar erhöht. So stieg der absolute 
Rückstand der unteren zur mittleren Ein-
kommensgruppe von rund 590 € im Jahr 
1999 auf rund 630 € 2009. Im Verhält-
nis zu den mittleren Einkommen wuchs 
der relative Einkommensrückstand von 
46 % auf mehr als 48 %. Das heißt nichts 
anderes, als dass die Ärmeren nicht nur 
immer mehr geworden sind, sondern im 
Durchschnitt auch immer ärmer werden. 
Spiegelverkehrtes gilt im Trend auch für 
die Einkommensdifferenzen der oberen 
Einkommensgruppe. Der absolute Vor-
sprung der oberen zur mittleren Einkom-
mensgruppe stieg von 1.165 € im Jahr 1999 
auf 1.360 € 2009. Im Verhältnis zu den 
mittleren Einkommen wuchs der relative 
Einkommensvorsprung von 91 % auf fast 
104 % [...] Auch von 2008 auf 2009 stieg 
der absolute Vorsprung der oberen zur 
mittleren Einkommensgruppe nochmals 
spürbar“ (Goebel et al. 2010, S. 5).

3 
Personelle Verteilung

Diese Entwicklungen passen in das Bild, 
das die erste und bislang einzige Unter-
suchung der Einkommensverteilung auf 
der Ebene der privaten Haushalte für das 
Krisenjahr 2009 mit Hilfe des Sozio-öko-
nomischen Panels (SOEP) zeichnet. Diese 
Analyse wurde vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW) durch-
geführt (Goebel et al. 2010). Danach setzt 
sich auch im Vorjahr die früher schon auf 
SOEP-Basis von Grabka/Frick (2008) be-
obachtete Polarisierung der verfügbaren 
Einkommen zwischen unten und oben 
bei gleichzeitigem Schrumpfen der Mit-
telschicht fort. Und es scheint sich auch 
die frühere These zu bestätigen, dass eine 
solche Polarisierungstendenz sich immer 
mehr loslöst von der tatsächlichen kon-
junkturellen Entwicklung. Gemessen an 
den durchschnittlichen Einkommensab-
ständen zwischen den vom DIW gebilde-
ten drei Einkommensgruppen „niedrig“, 

mögenszuwachs fiel danach Anfang 2010 
mit plus 6,5 Mrd. € zwar „vergleichsweise 
schwach“ aus. Doch daneben gab es durch-
aus beachtlichen anderen Vermögenszu-
wachs in Form von mehr Investitionen, 
neuen Firmenbeteiligungen (28 Mrd. €) 
und Rentenwerten (16,5 Mrd. €) sowie 
Vergabe von Krediten (8 Mrd. €). Auch die 
Außenfinanzierung durch das Emittieren 
von Aktien und Schuldverschreibungen 
konnte um 18 Mrd. € gestärkt werden. 

Diese Informationen unterstreichen 
die aus der VGR eingangs genannte sehr 
positive Entwicklung seit Beginn 2010 
bei den Einkommen aus Gewinnen und 
Vermögen. Der dort zitierte Zuwachs von 
19,5 % im ersten Halbjahr 2010 dürfte in 
dieser Größenordnung auch für das ganze 
Jahr gelten und angesichts zurzeit nied-
riger Verzinsung für Vermögensanlagen 
überwiegend den Unternehmen zufließen. 
Aktienanalysten rechnen z.B. laut Frank-
furter Rundschau (2010b) für die 30 Dax-
Konzerne mit einer Zunahme ihres Roh-
gewinns um mehr als 50 % und für die 50 
kleineren Unternehmen im M-Dax sogar 
um 150 %. 
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Laut DIW nahm der Anteil der Haus-
halte mit hohem Einkommen an allen 
Haushalten 2009 zwar leicht ab. Doch mög-
licherweise muss diese Aussage wie auch 
die zum gestiegenen Einkommen dieser 
Gruppe nachträglich sogar noch zuguns-
ten von „oben“ korrigiert werden. Denn die 
aktuelle DIW-Untersuchung kann sich nur 
auf die direkt im SOEP abgefragten lau-
fenden verfügbaren Monatseinkommen 
stützen. Die noch aussagefähigeren Jah-
reseinkommen der privaten Haushalte, die 
auch unregelmäßige Einkommenszuflüsse 
wie z.B. Boni, Zinsen und andere Vermö-
genserträge enthalten, werden vom DIW 
auf Basis aller verfügbaren Befragungsin-
formationen und nachfolgender aufwendi-
ger Bereinigungsprozesse erst etliche Zeit 
später ausgewertet. Nach Erfahrungen aus 
diversen Befragungen fallen dabei aber bei 
hohen Einkommen die zusätzlichen Ein-
künfte stärker aus als bei mittleren und 
erst recht unteren Einkommen, weil Ers-
tere nicht zuletzt aufgrund ihrer vorhan-
denen Vermögen über mehr und auch über 
ergiebigere Einkommensquellen verfügen. 

Außerdem ist in diesem Zusammen-
hang immer wieder auf die in freiwilligen 
Befragungen begrenzte Erfassbarkeit gerade 
sehr hoher Einkommen hinzuweisen. Das 
gilt für das SOEP wie auch für die Einkom-
men- und Verbrauchsstichprobe (EVS), die 
beide verfügbare Monatseinkommen ober-
halb von rund 20.000 € nicht ausreichend 
darstellen können. D.h. die Spitze der Ein-
kommen (und Vermögen) in Deutschland 
kommt in den erwähnten Daten ohnehin 
nicht zum Ausdruck. Diese werden allenfalls 
auf Basis von Unternehmens-, Bank- und 
Börseninformationen gelegentlich geschätzt 
wie zuletzt wieder vom Manager-Magazin 
(2010) bezüglich der 500 reichsten Personen 
und Familien in Deutschland. Danach hat 
z.B. die Zahl der Milliardäre 2009 trotz Krise 
sogar um vier Personen auf 103 Personen 
zugenommen. Und das – erheblich von vo-
latilen Aktienkursen geprägte – Vermögen 
dieser Reichen-Gruppe ist 2009 immerhin 
insgesamt um 0,5 % gestiegen. Auf inter-
nationaler Ebene belegen Schätzungen zu 
hohen Einkommen und großen Vermögen 
wie z.B. der Global Wealth Report 2010 der 
Unternehmensberatung Boston Consulting 
Group (Becerra et al. 2010), dass der „welt-
weite“ „Reichtum“ 2009 sogar schon wieder 
über dem Niveau der 2008 ausgebrochenen 
Finanz- und Wirtschaftskrise lag. Der Trend 
ist ersichtlich, auch wenn sich hinter sol-
chen aggregierten Zahlen viele individuelle 

Unterschiede und darunter auch Aufstiegs- 
und Abstiegsprozesse – wie in der gesamten 
Einkommensverteilung – verbergen.

Eindeutiger als die Informationen zum 
Reichtum sind diejenigen zum anderen 
Ende der Einkommenspyramide. Auch 
dazu gibt es vom DIW (für Deutschland) 
eine aktuelle Studie (Grabka/Frick 2010), 
die die anhaltende Armutsproblematik 
hierzulande belegt. Man kann in diesem 
Zusammenhang nicht genug darauf hin-
weisen, dass Einkommensarmut in der Re-
gel auch mit individueller Chancenarmut 
einhergeht (so z.B. Allmendinger 2010; 
Allmendinger et al. 2010) – und in dieser 
Kumulation den „doppelten“ Sprengsatz 
auf gesellschaftlicher und gesamtwirt-
schaftlicher Ebene bildet. 

Die Armuts- und Reichtumsentwick-
lung in Deutschland findet übrigens seit 
Jahren eine ähnliche Entsprechung in den 
anderen EU-Ländern. So konstatiert jüngst 
Dauderstädt (2010), dass die Einkommens-
verteilung in der Europäischen Union „viel 
ungleicher (ist) als die Europäische Union 
selbst angibt“ – sogar „ungleicher als etwa in 
Indien“ (ebd. S. 1). Zwar habe die erhebliche 
Ungleichheit seit 2005 – soweit messbar – 
im europäischen Durchschnitt abgenom-
men; aber bei zunehmender Ungleichheit in 
den meisten Mitgliedstaaten sei dies auf den 

relativen Aufholprozess in den ärmeren EU-
Ländern zurückzuführen. Letzterer jedoch 
ist heute durch die Finanzkrise nicht nur 
jäh gestoppt – er droht wegen der dort ein-
geschlagenen Sparpolitik und anderer Kri-
senfolgen auch zurückgedreht zu werden. 

4 
Verteilung – Wachstum – 
Zukunft

4.1 Quo vadis Deutschland?

Das wirft die Frage nach der zukünftigen 
deutschen Entwicklung und der hiesigen 
Bedeutung der Krise auf. Vor dem Hin-
tergrund der in der Krise noch deutlicher 
gewordenen Zusammenhänge zwischen 
ungleicher Verteilung und anderen kri-
senträchtigen Ungleichgewichten auf na-
tionaler wie internationaler Ebene (vgl. 
Fitoussi/Stiglitz 2009 oder die bei Schäfer 
2010 zitierte Literatur) zeichnet sich ein 
wenig optimistisch stimmendes Szenario 
ab. Denn so sehr im Moment die Produk-
tion generell und der Arbeitsmarkt partiell 
vom exportabhängigen bzw. außengesteu-
erten Wachstum profitieren: Die weiteren 
Aussichten bleiben voller Risiken. Und das 

Abb. 1: Einkommenspolarisierung für Gesamtdeutschland
– Monatseinkommen in % –

0 20 40 60 80 100

1993
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2004
2005
2006
2007
2008
2009
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Mittlere Einkommen (70-150 %)

Hohe Einkommen (>150 %)

Quelle: SOEP; DIW (2010).
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nicht nur wegen diverser sich abzeichnender 
Weltmarktprobleme, sondern auch wegen 
der schon vorhandenen Binnenmarktpro-
bleme. Vor allem gehen beide wesentlich 
auf die ungleiche Einkommensvertei-
lung und das dahinter stehende deutsche 
„Wachstums-Modell“ zurück, dessen dy-
namischer Export-Erfolg3 mehrfach teuer 
erkauft worden ist. Das wurde auch in den 
WSI-Verteilungsberichten der vergangenen 
Jahre immer wieder thematisiert.

Die jahrelange Umverteilung zulasten 
von privaten Löhnen und öffentlichen Ein-
nahmen hat zwar den Exportanstieg wesent-
lich möglich gemacht, aber gleichzeitig die 
internen Wachstumspotenziale beschnitten, 
weil sie auf Kosten der privaten und öffent-
lichen Nachfrage ging, soziale Probleme 
erzeugte, das private Bildungsvermögen 
beschädigte, das öffentliche Infrastruktur-
vermögen vernachlässigte und selbst die pri-
vaten Investitionen, sprich: die Erneuerung 
des Anlagevermögens, nur mäßig anregte. 
Und das damit bezahlte deutsche Wachs-
tum musste im internationalen Vergleich be-
scheiden bleiben. Gleichwohl belastete dieses 
deutsche Wachstum andere Länder. Denn 
der zunehmende Exporterfolg bedrängte 
die per Saldo importierenden europäischen 
Nachbarländer in der Euro-Zone immer 
mehr, weil dort mit deutschen Waren und 
Dienstleistungen bei festen Wechselkursen 
auch Arbeitslosigkeit „importiert“ wurde. 
Der Preis dafür ist eine drohende Beschädi-
gung von europäischer Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und Politikunion. Und schließlich 
vergrößerte der kräftig gestiegene Export-
überschuss-Anteil am BIP die Abhängigkeit 
Deutschlands vom Weltmarkt so sehr, dass 
deutsche Produktion und Wertschöpfung 
in der Krise mit am stärksten einbrachen. 
Wenn jetzt im Zuge einer Erholung der 
Außennachfrage vor allem aus Asien der 
deutsche Export noch stärker steigt und zu 
seiner Absicherung die Umverteilung noch 
weiter verschärft wird, werden die genannten 
Probleme erneut virulent, kurz- und mittel-
fristig vielleicht sogar noch größer. Dabei 
wäre ein schnelles Ende des nur „geliehenen“ 
aktuellen Wachstums nur ein Szenario, die 
fehlende Kompensationsmöglichkeit durch 
die unterentwickelte deutsche Binnennach-
frage lediglich ein zweites. 

4.2 Weltwirtschaftliche Risiken

Vom Weltmarkt drohen nachlassende 
Wachstumsimpulse, wenn nicht sogar 
aufziehende neue Krisenfaktoren durch

– die Auswirkungen der „Austeritätspoli-
tik“ in immer mehr EU-Ländern (zuletzt 
in Großbritannien);
– die vom Finanzmarkt erzwungenen neu-
en Staatsschulden und ihre auf Bürgerkos-
ten erfolgenden Bewältigungsstrategien; 
– die Bremsspuren in den jetzt noch ex-
pandierenden asiatischen Ländern, die 
teils der Furcht vor eigenen Spekulati-
onsblasen, teils aber der Sättigung ihrer 
Produktionskapazitäten durch importierte 
deutsche und ausländische Maschinen und 
Anlagen entstammen; 
– die ausbleibende ökonomische Erholung 
in den USA, die die Bremsspuren in Asien 
verstärkt und auch die Exporte aus Europa 
erneut beschneiden könnte;
– einen von diesen Aussichten motivierten 
internationalen Wettlauf zur Abwertung 
bzw. zur Erhöhung der eigenen Export-
mächtigkeit über eine nominale Senkung 
der Währungskurse oder eine reale Sen-
kung der Lohnkosten nach deutschem 
Vorbild; 
– eine mögliche spezifische Gegenwehr der 
vom deutschen Exportüberschuss belaste-
ten Nachbarländer in der Euro-Zone (so  
z.B. der luxemburgische Ministerpräsident 
Juncker (2010)).

Angesichts solcher Gefahren von außen 
und der jüngst gemachten Krisenerfah-
rungen läge es mehr als nahe

– erstens, die Binnennachfrage zu stär-
ken4, die im Gegensatz zum Weltmarkt 
auf nationaler Ebene steuerbar ist (so z.B. 
auch IMK-Arbeitskreis Konjunktur 2010; 
Schrooten/Teichmann 2010; Kromphardt 
2010; Arbeitsgruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik 2010; u.a.m.)
– zweitens, Konsequenzen daraus zu zie-
hen, dass durch die bisherigen Exportüber-
schüsse nicht nur internationale Ungleich-
gewichte verstärkt, sondern auch schon 
nationale Ressourcen „verloren“ gegangen 
sind, die alternativ in mehr quantitatives 
wie qualitatives Wachstum und eine nach-
haltige Zukunft hierzulande hätten inves-
tiert werden können. 

Doch das Gegenteil ist der Fall.

4.3 Binnenwirtschaftliche 
Risiken

Tat und Plan der aktuellen deutschen Poli-
tik veranschaulichen das ausbleibende Ler-
nen aus der Krise. Zwar werden die oberen 

Einkommen und Vermögen nicht mehr 
wie ursprünglich beabsichtigt zusätzlich 
von Steuern entlastet. Aber sie werden wei-
ter direkt und indirekt „geschont“ durch

– die Einführung des ermäßigten Mehr-
wertsteuersatzes auf Hotelübernachtungen; 
– die evtl. völlige Befreiung von der Mehr-
wertsteuer für ausgelagerte Servicegesell-
schaften von Finanzdienstleistern laut 
einer Gesetzesinitiative des Bundesrats 
(Süddeutsche Zeitung 2010b); 
– die Ablehnung eines allgemeinen gesetz-
lichen Mindestlohns, obwohl der neben 
den Lohnempfängern auch die öffentli-
chen Kassen erheblich entlasten könnte;5

– den Verzicht auf eine zumindest natio-
nale Finanztransaktionssteuer, obwohl die 
angesichts des deutschen Gewichts in Euro-
pa ohne Weiteres möglich wäre und etwa 8 
Mrd. € jährlich zugunsten des Fiskus erzie-
len würde (Schulmeister 2010; Dieter 2010); 
– die Verlängerung der AKW-Laufzeiten, 
deren erheblicher Zusatzgewinn für die 
Betreiber in keinem Verhältnis zu den 
kläglichen – in der Höhe ohnehin unsi-
cheren – Einnahmen der zukünftigen 
Kernbrennstoffsteuer steht;
– eine mehr als bescheidene Bankenabgabe; 
– das geplante Einfrieren der Arbeitgeber-
beiträge zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung ab 2011 und anderes mehr.

Auch wegen der damit benannten Einnah-
meverzichte – die frühere aufgrund diverser 
Steuerentlastungen verstärken – werden die 
öffentlichen Haushalte auf einen erneuten 
Sparkurs getrimmt, der nicht zuletzt wegen 
der gesetzlichen Schuldenbremse im Bund 
und immer mehr Bundesländern Jahr für 
Jahr härter ausfallen soll (kritisch dazu Horn/
Truger 2010). Und schließlich wird die pri-
vate Binnennachfrage weiter eingeschnürt, 
insbesondere bei den unteren Einkommen. 
Zu den entsprechenden Maßnahmen zählen

3	 Zur wachstumstragenden Exportdynamik vgl. aus-
führlich Joebkes et al. 2010 sowie Stephan/Redle 
2010. Dort wird auch eine Behauptung des Insti-
tuts der Deutschen Wirtschaft (Grömling/Matthes 
2010) widerlegt, dass die Binnennachfrage die 
treibende Wachstumsursache gewesen sei.

4	 Zwar haben im 2. Quartal 2010 die privaten Haus-
halte laut VGR erstmals seit einem Jahr wieder 
mehr konsumiert, jedoch ist gerade mal ein Plus 
von rund 0,6 % gegenüber dem 1. Quartal 2010 
zu verzeichnen (Fichtner et al. 2010).

5	 Seit 2005 hat die öffentliche Hand das Aufstocken 
von Hartz-IV-Leistungen, das erheblich auf zu 
niedrige Löhne zurückgeht, nach Angaben der 
Bundesregierung rund 50 Mrd. € gekostet.
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– die indiskutabel geringe Erhöhung der 
Hartz-IV-Regelsätze nur für Erwachsene 
und das in der Umsetzung unsichere „Bil-
dungspaket“ für ihre Kinder (zusammen 
620 Millionen €);6

– die Streichung des Elterngeldes für 
Hartz-IV-Empfänger (450 Mio. €); 
– die Einschränkung von Einmalzahlun-
gen, Wohnkostenzuschüssen und andere 
Restriktionen bei Hartz-IV-Empfängern; 
– die Streichung der Heizungskomponente 
beim Wohngeld; 
– die Erhöhung der GKV-Beiträge ab 
2011 und die verstärkte Zahlung von 
Zusatzbeiträgen – wobei Letztere nach 
dem geplanten Einfrieren der Arbeitge-
berbeiträge ab 2011 mehr und mehr den 
Charakter einer immer größer werdenden 
zusätzlichen Kopfpauschale annehmen 
und zudem wegen des anvisierten Sozi-
alausgleichs kleine Einkommen überpro-
portional belasten werden (so z.B. Blank/
Leiber 2010); 
– die von Regierungsseite angekündigten 
Erhöhungen der Beitragssätze in der Ar-
beitslosenversicherung und wahrschein-
lich auch in der Pflegeversicherung; 
– die Aussichten auf höhere Mieten durch 
die geplante gesetzliche Erleichterung der 
Umlegung von Energiespar-Maßnahmen 
der Vermieter; 
– die absehbaren Stromkostensteigerungen 
durch fehlsteuernde Subventionen für die 
Erzeugung erneuerbarer Energien.

Das alles werden vielleicht kommende hö-
here Nominallöhne schwerlich wettmachen 
können, auch wenn sie kräftiger steigen soll-
ten als selbst im vergangenen Aufschwung. 
Zwar gibt es z.Zt. sogar eine „regierungs-
amtliche“ öffentliche Unterstützung für 
deutliche Lohnerhöhungen. Aber ob die 
nicht bloß rhetorisch zur Aufhellung der 
getrübten politischen Großwetterlage und 
der Chancen bei baldigen Wahlen gemeint 
ist, muss sich noch zeigen. Das politische 
Einschrumpfen einer Initiative der EU-
Kommission zur Bekämpfung aller Un-
gleichgewichte – auch des deutschen Ex-
portüberschusses – auf die bisher übliche 
verkürzte Sichtweise zu den angeblich allzu 
problematischen Defiziten der öffentlichen 
Haushalte erzeugt jedenfalls wenig Hoff-
nung auf politische Lernprozesse. 

Skeptisch stimmen auch die tarifpoliti-
schen Entwicklungen. So lässt sich erstens 
aus den Tarifabschlüssen der letzten Zeit 
ableiten, dass sich Tendenzen zur Verlän-
gerung der Tariflaufzeiten wie zur Verzö-
gerung des Inkrafttretens von Lohnerhö-
hungen verstärken (Bispinck et al. 2010a). 
Zweitens nehmen Pauschal- und Einmal-
zahlungen zu, die den zukünftigen Lohn-
anstieg erheblich dämpfen (Bispinck et al. 
2010b; Statistisches Bundesamt 2010e). Und 
drittens belaufen sich die 2010 wirksam ge-
wordenen Tariferhöhungen, die ohnehin 
wegen nachlassender Tarifbindung nur 
noch rund die Hälfte aller Beschäftigten 

direkt erreichen, gerade einmal auf durch-
schnittlich 1,7 % (Bispinck et al. 2010a). 
Eine solche nominale Erhöhung kann, das 
lehrt die Vergangenheit, durch steigende 
Preise und höhere Abgaben sehr schnell 
zum Minus bei den realen und verfügba-
ren Einkommen werden. Und auch der 
Niedriglohnsektor wird nicht etwa einge-
dämmt: Beispielsweise soll die Praxis von 
Unternehmen, Beschäftigte formal auszu-
lagern und über eine unternehmenseigene 
Verleihfirma zu niedrigeren Lohntarifen 
zurückzuholen, legalisiert werden. Und ein 
Mindestlohn in der Arbeitnehmer-Verleih-
branche wird trotz der vollen Arbeitneh-
mer-Freizügigkeit in der EU ab 1.5.2011 
selbst auf Branchenebene nicht hergestellt. 

Angesichts solcher Vorzeichen und Ri-
siken ist der vielerorts vorhandene  Kon-
junktur-Optimismus (prominent hierfür: 
Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 
2010) nicht nachvollziehbar (hierzu zuge-
spitzt: Flassbeck 2010). Doch noch mehr 
Unverständnis verdient die anhaltende 
Orientierung von Politik und Wirtschaft 
am „alten“ Modell des Export-Weltmeis-
ters. Dessen Fortsetzung negiert die Ver-
gangenheitserfahrungen und birgt erheb-
liche Zukunftsrisiken.

6	 Im „Gegenzug“ wurden zugunsten von mittleren 
und hohen Einkommen seit Anfang 2010 noch 
4,6 Mrd. € durch mehr Kindergeld und höhere 
steuerliche Kinderfreibeträge ausgegeben.
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